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, Mitarbeiterin des Abgeordneten, stellte die Frage, ob international subsidiär Schutzbe-
rechtigte seit fünf oder seit sieben Jahren über eine Aufenthaltserlaubnis verfügen müssen, um 
eine Niederlassungserlaubnis erhalten zu können. Ich teilte  mit, dass bis zum 
31.07.2015 eine Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von sieben Jahren maßgeblich war, § 26 
Abs. 4 S. 1 AufenthG a.F. Durch das Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Auf-
enthaltsbeendigung (BGBl. I 2015, 1386) wurde das Erfordernis der siebenjährigen Aufenthaltser-
laubnis aufgehoben. Nunmehr gilt nach § 26 Abs. 4 i.V.m. § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 AufenthG das Er-
fordernis einer fünfjährigen Aufenthaltserlaubnis. 
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